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Gr. 11313.) Verordnung, betreffend die für die Veranlagung des Wehrbeitrags zuſtändigen 
Behörden. Vom 7. Auguſt 1913. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


verordnen auf Grund der §§ 35 und 48 des Geſetzes über einen einmaligen außer⸗ 
ordentlichen Wehrbeitrag vom 3. Juli 1913 (Reichs-⸗Geſetzbl. S. 505), was folgt: 

1. Die Veranlagung des Wehrbeitrags erfolgt durch die Einkommenſteuer⸗ 
Veranlagungskommiſſionen. 

2. Gegen den Veranlagungs⸗ und den Feſtſtellungsbeſcheid ſteht dem 
Beitragspflichtigen die Berufung an die Einkommenſteuer⸗Berufungs⸗ 
kommiſſion und gegen deren Entſcheidung die Beſchwerde an das Ober⸗ 
verwaltungsgericht zu: Auf das Rechtsmittelverfahren finden die Vor⸗ 
ſchriften der $$ 44, 49 bis 54 des Einkommenſteuergeſetzes ſinngemäße 
Anwendung. 

3. Die Androhung und Feſtſetzung von Zwangsſtrafen ($ 38 Abſ. 1, 
$ 40 Abſ. 2, § 42 Abſ. 4 des Reichsgeſetzes), die Feſtſetzung von Wehr⸗ 
beitragszuſchlägen ($ 38 Abſ. 2), die Wehrbeitragsermäßigungen ($ 31 
Abf. 4), die Feſtſetzung der von dem Beitragspflichtigen zu erſtattenden 
Koſten (§ 44), die Stundungen und die Genehmigung der Entrichtung 
des Wehrbeitrags in Teilbeträgen ($ 52) erfolgen durch die Vorſitzenden 
der Einkommenſteuer⸗Veranlagungskommiſſionen. Gegen deren Ent⸗ 
ſcheidungen ſteht dem Beitragspflichtigen innerhalb vier Wochen die 
Beſchwerde an den Vorſitzenden der Einkommenſteuer⸗Berufungs⸗ 
kommiſſion offen. 

4. Inſoweit ſonſt nach den Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes die 
Regierungen und für die Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Berlin die Direktion 
für die Verwaltung der direkten Steuern zur Mitwirkung berufen ſind, 
haben dieſe Behörden auch die gleichartigen Entſcheidungen hinſichtlich 
des Wehrbeitrags zu treffen. 

Geſetzgammlung 1913. (Nr. 11313—11314.) 65 
Ausgegeben zu Berlin den 30. Auguſt 1913. 
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5. Die Gemeinden und ſelbſtändigen Gutsbezirke find verpflichtet, in ihren 
Bezirken die Einzelerhebung der veranlagten Beiträge ſowie deren Ab⸗ 
führung an die zuſtändigen Staatskaſſen ohne Vergütung zu bewirken. 

Urkundlich unter unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 

Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Swinemünde, an Bord M. P. „Hohenzollern“, den 7. Auguſt 1913. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Bethmann Hollweg. Beſeler. Lentze. v. Falkenhayn. 


(Nr. 11314.) Verordnung, betreffend die Reiſekoſten der Offiziere und Mannſchaften der 
Landgendarmerie. Vom 9. Auguſt 1913. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze, 


verordnen auf Grund des § 17 des Geſetzes vom 26. Juli 1910, betreffend die 
Reiſekoſten der Staatsbeamten, (Gefegfamml. S. 150 ff.), was folgt: 


§ 1. g 
Die Offiziere und Mannſchaften der Landgendarmerie erhalten bei Dienſt⸗ 
reiſen Tagegelder nach den folgenden Sätzen: 


ee a oe CE 28 Mark, 
ige 18 „ 
III. der Diſtriktsoffizien‚n .. 1 
IV. der Oberwachtmeiſter:r u.... 8 >» 
e ee ee en 3 


Wird die Dienſtreiſe an demſelben Tage angetreten und beendet, ſo werden 
ermäßigte Tagegelder gewährt, und zwar bei 1 18 Mark, bei II 15 Mark, bei III 
12 Mark, bei IV 6 Mark, bei V 3 Mark. 

Erſtreckt ſich die Dienſtreiſe auf zwei Tage und wird ſie innerhalb 
24 Stunden beendet, fo wird das Einundeinhalbfache der Sätze unter I bis V 
gewährt. | 
Offiziere und Mannſchaften der Landgendarmerie im Sinne dieſer Ver⸗ 
ordnung ſind auch die auf Probe oder zur Aushilfe bei der Landgendarmerie 
Angeſtellten. 

Oberwachtmeiſter auf Probe erhalten Tagegelder ſowie Fahrkoſten ($ 2) 
nach dem Satze für Gendarmen. 

82. 

Bei Dienſtreiſen erhalten an Fahrkoſten für das Kilometer, einſchließli 

der Koſten der Gepäckbeförderung, e e 
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iR 55 Wegeſtrecken, die auf Eiſenbahnen oder Schiffen zurückgelegt werden 
önnen: 
a) die im § 1 unter I bis III genannten Offiziere, wenn der Fahrpreis 
für die erſte Wagenklaſſe bezahlt ift, 9 Pfennig, ſonſt7 Pfennig, 
b) die Oberwachtmeiſter, wenn der Fahrpreis für die zweite Wagenklaſſe 
oder die erſte Schiffsklaſſe bezahlt iſt, 7 Pfennig, ſonſt 5 Pfennig, 
e) die Gendarmen 5 Pfennig; 
2. für Wegeſtrecken, die nicht auf Eiſenbahnen, Kleinbahnen oder Schiffen 
zurückgelegt werden können: 


a) die im § 1 unter I bis III genannten Offiziere 60 Pfennig, 
p) die Oberwachtmeiſterrr r 40 „ 
e) die Gendarmeenr nn 30 


geführt. 

Hat in den Fällen des Abſ. 1 Nr. 1 der Chef einen Diener auf die Reiſe 
mitgenommen, ſo kann er für dieſen 5 Pfennig für das Kilometer beanſpruchen. 
Das Gleiche gilt in den Fällen des Abſ. 1 Nr. 1 bei den Brigadiers und den 
Diſtriktsoffizieren, wenn ſie bei Kommandos außerhalb ihres Dienſtbezirkes unter 
Anweiſung eines anderen Wohnorts ihren Burſchen mitgenommen haben und 
dieſer gegen ſofortige Bezahlung des Fahrgeldes nach den Sätzen des Normal⸗ 
Perſonengeld⸗Tarifs, alſo weder auf Militärfahrſchein noch auf Militärfahrkarte, 
für Rechnung des betreffenden Offiziers befördert worden iſt. 


83 


In den Fällen des § 2 Abſ. 1 Nr. 1 erhalten für jeden Zugang und 
jeden Abgang am Wohnort oder an einem auswärtigen Übernachtungsorte 


die im § 1 unter I bis III genannten Offiziere.... 1/50 Mark, 
die Oberwachtmeiſte rr. 1,00 „ 
die Gendarmeenͤnͤnͤnͤnͤnn ernennen 0, „ 


Erſtreckt ſich das Dienſtgeſchäft, zu deſſen Wahrnehmung die Reiſe unternommen 
iſt, auf die Nachtzeit, ſo gilt der Geſchäftsort als Übernachtungsort, wenn vor 
Beginn oder nach Beendigung des Dienſtgeſchäfts oder während längerer Dienſt⸗ 
pauſen dem betreffenden Mitgliede der Landgendarmerie tatſächlich die Möglichkeit 
einer wenn auch abgekürzten Nachtruhe gegeben war. 


84. 

Haben in den Fällen des § 2 Abſ. 1 Nr. 2 mehrere Offiziere oder Mann⸗ 
ſchaften der Landgendarmerie gemeinſchaftlich dasſelbe Verkehrsmittel benutzt, ſo 
erhält der einzelne 30 Pfennig für das Kilometer, es ſei denn, daß die Fahr⸗ 
koſten ſich für ihn trotz der gemeinſchaftlichen Benutzung des Verkehrsmittels 
nicht ermäßigt haben. Das Gleiche gilt bei gemeinſchaftlichen Fahrten der Mit⸗ 
glieder der Landgendarmerie mit anderen Beamten. 

65* 
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Die vom Staatsminiſterium auf Grund der §§ 4 und 5 des Reiſekoſten⸗ 
geſetzes vom 26. Juli 1910 getroffenen Beſtimmungen darüber, unter welchen 
Umſtänden bei Dienſtreiſen Kleinbahnen (Straßenbahnen) und Kraftwagen zu 
benutzen und welche Fahrvergütungen in ſolchen Fällen zu gewähren ſind, ſowie 
darüber, welche Entſchädigung bei Dienſtreiſen unter Benutzung unentgeltlich 
geſtellter Verkehrsmittel zu gewähren iſt, finden auch auf die Dienſtreiſen der 
Offiziere und Mannſchaften der Landgendarmerie Anwendung. 

Dienſtpferde und Dienſtfahrräder der Mitglieder der Landgendarmerie 
gelten nicht als unentgeltlich geftelltes Verkehrsmittel. 


§6. 

Die Fahrkoſten werden für die Hin⸗ und Rückreiſe beſonders berechnet. 

Haben die Offiziere oder Mannſchaften der Landgendarmerie Dienſtgeſchäfte 
an verſchiedenen Orten unmittelbar nacheinander erledigt, ſo iſt der von Ort zu 
Ort wirklich zurückgelegte Weg ungeteilt der Berechnung der Fahrkoſten zu⸗ 
grunde zu legen. 

Bei Berechnung der Entfernungen wird jedes angefangene Kilometer für 
ein volles Kilometer gerechnet. 

25 

Für Geſchäfte am Wohnort erhalten die Offiziere und Mannſchaften der 
Landgendarmerie unbeſchadet der Vorſchrift des § 11 Abſ. 1 keine Tagegelder 
und Fahrkoſten. Dies gilt auch von Geſchäften außerhalb des Wohnorts in 
geringerer Entfernung als 2 Kilometer von dieſem. War durch außergewöhn⸗ 
liche Umſtände die Benutzung einer Fahrgelegenheit nötig oder find ſonſtige not⸗ 
wendige Unkoſten, wie Brücken⸗ oder Fährgeld, entſtanden, ſo werden die Aus⸗ 
lagen erſtattet. 

Die auf Grund des § 7 Abſ. 2 des Reiſekoſtengeſetzes vom 26. Juli 1910 
von dem Miniſter des Innern in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter für 
einzelne Ortſchaften getroffene Beſtimmung, daß den Beamten bei Geſchäften 
außerhalb des Dienſtgebäudes die verauslagten Fahrkoſten erſtattet werden, gilt 
auch für die Offiziere und Mannſchaften der Landgendarmerie. 


§8. 

Haben an Pahrkoſten, einſchließlich der Auslagen für Zu- und Abgänge, 
höhere als die beſtimmungsmäßigen Beträge aufgewendet werden müſſen, ſo ſind 
dieſe zu erſtatten. 

Erfordert eine Dienſtreiſe einen außergewöhnlichen Aufwand, ſo kann der 
Miniſter des Innern einen Zuſchuß oder eine Pauſchvergütung bewilligen. Das 
Gleiche gilt für Reiſen außerhalb des Reichsgebiets. 


5 §9. 
Die auf Grund des § 9 des Reiſekoſtengeſetzes vom 26. Juli 1910 ſeitens 
des Staatsminiſteriums oder ſeitens des Miniſters des Innern in Gemeinſchaft mit 
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dem Finanzminiſter getroffenen Feſtſetzungen anderweitiger Beträge an Stelle der 
geſetzmäßigen Tagegelder und Fahrkoſten für Dienſtreiſen zwiſchen nahe gelegenen 
Orten gelten auch für die Dienſtreiſen der Offiziere und Mannſchaften der Land⸗ 
gendarmerie mit der Maßgabe, daß Feſtſetzungen für die im § 1 des Reiſekoſten⸗ 
geſetzes unter 

II genannten Beamten auf den Chef, 

II » » » die Brigadiers, 

I » » die Diſtriktsoffiziere, 

VI » » » die Oberwachtmeiſter, 

VII Satzteil 2 genannten Beamten auf die Gendarmen entſprechende An⸗ 
wendung finden. 
$ 10. 

Die Brigadiers und Diſtriktsoffiziere ſowie die Mannſchaften der Land⸗ 
gendarmerie haben die Koſten ihrer Dienſtreiſen innerhalb ihres Geſchäftsbezirkes 
aus ihrem Dienſteinkommen oder ihrer Dienſtaufwandsentſchädigung zu beſtreiten. 
Jedoch werden den Oberwachtmeiſtern und Gendarmen Tagegelder und Fahrkoſten 
auch innerhalb ihres Geſchäftsbezirkes gewährt, wenn fie in einem bei den Zivil⸗ 
gerichten anhängigen Verfahren nach einem nicht weniger als 2 Kilometer von 
ihrem Standort entfernten Orte zu reiſen haben, um daſelbſt vor Gericht als 
Zeuge zugezogen zu werden über Umſtände, von denen ſie in Ausübung ihres 
Amtes Kenntnis erhalten haben. Dasſelbe gilt unter den gleichen Vorausſetzungen, 
wenn die Zuziehung vor Gericht als Sachverſtändiger erfolgte und die Bedingungen 
des § 14 Abſ. 1 Ziffer 2 der Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige 
(Reichs⸗Geſetzbl. 1898 S. 689) vorliegen. Die Feſtſetzung der Fahrkoſten erfolgt 
in dieſen Fällen nach Vorſchrift der $$ 2 bis 5 ohne Rückſicht darauf, ob und 
welches Verkehrsmittel im einzelnen Falle benutzt worden iſt (§ 12). 

Tagegelder, aber keine Fahrkoſten werden gewährt, wenn Mitglieder der 
Landgendarmerie den Auftrag erhalten, an einem nicht weniger als 2 Kilometer 
von ihrem Standort entfernten anderen Orte innerhalb ihres Geſchäftsbezirkes 
zeitweilig Wohnung zu nehmen. 

§ 11. 

Für Dienſtreiſen außerhalb ihres Geſchäftsbezirkes erhalten die im § 10 
genannten Mitglieder der Landgendarmerie Tagegelder und Fahrkoſten nur dann, 
wenn ſie hierzu von einer vorgeſetzten Behörde den Auftrag oder ein Anſuchen 
von einer zuſtändigen Behörde erhalten haben und der Ort des Dienſtgeſchäfts 
nicht weniger als 2 Kilometer von der Grenze des Geſchäftsbezirkes entfernt iſt. 

Als Dienſtgeſchäft im Sinne dieſer Beſtimmung gilt auch das Erſcheinen 
des Angeſchuldigten vor einem Militärgericht in einer gegen ihn geführten ſtraf⸗ 
rechtlichen Unterſuchung. Als Reiſekoſten werden jedoch in ſolchen Fällen nur 
gewährt: 

1. als Tagegeld die Hälfte des Satzes für eintägige Dienſtreiſen (§ 1 Abſ. 2) 
für jeden Tag und daneben für jede Übernachtung eine Entſchädigung von 
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a) 2,50 Mark für Offiziere, 

b) 150» „ Oberwachtmeiſter, 

c) 1%ꝶęꝗn » „Gendarmen; 

2. als Fahrkoſtenentſchädigung 

a) bei Eiſenbahn⸗, Kleinbahn und Schiffsfahrten das verauslagte Fahr⸗ 
geld für die nach § 2 Ziffer 1 zur Benutzung zugelaſſenen Wagen⸗ 
und Schiffsklaſſen ſowie die baren Auslagen für Zugang und Abgang 
in den Grenzen der Beſtimmungen des $ 3. Eine Belegung iſt nicht 
erforderlich ; 

p) für Wegeſtrecken, die nicht auf Eiſenbahnen, Kleinbahnen und Schiffen 
zurückgelegt werden können, die nach §§ 2 und 4 zuſtändigen Fahr⸗ 
koſtenvergütungen. 

Oberwachtmeiſter und Gendarmen erhalten auch außerhalb ihres Geſchäfts⸗ 
bezirkes keine Reiſekoſten bei Reiſen zwecks Teilnahme an den üblichen Dienſtverſamm⸗ 
lungen und den Beſichtigungen durch den Chef, zum Gehaltsempfange ſowie zur 
Berichterſtattung bei der Sivildienftbehörde. Die Koſten dieſer Reiſen ſind aus 
der Dienſtaufwandsentſchädigung oder dem Dienſteinkommen zu beſtreiten. 

Die Vorſchrift des § 10 Abſ. 2 findet entſprechende Anwendung in 
Fällen, in denen Mitglieder der Landgendarmerie den Auftrag erhalten, in einem 
außerhalb ihres Geſchäftsbezirkes, aber in einer geringeren Entfernung als 2 Kilo» 
meter von der Grenze desſelben belegenen Orte zeitweilig Wohnung zu nehmen. 


§ 12. 

Mannſchaften der Landgendarmerie, die ſich zu Dienſtreiſen ihrer Dienſt⸗ 
pferde oder Dienſtfahrräder bedienen, erhalten an Stelle der ſonſt nach § 2 bis 4 
zuſtändigen Fahrkoſten für jeden Marſchtag lalſo ausſchließlich der Ruhe- und 
Aufenthaltstage) 

der Oberwachtmeiſter rr 3,00 Mark, 
D! ee > 17005 

Die Mannſchaften find auf Dienftreifen zur Benutzung der Dienſtpferde 
und Dienſtfahrräder verpflichtet, 

1. wenn ſie hierzu beſondere Anweiſung erhalten haben oder 

2. wenn die Art des Dienſtgeſchäfts es erfordert. 

Im übrigen iſt ihnen bei Reiſen die Benutzung der Dienſtpferde und 
nn freigeſtellt, ſofern der Staatskaſſe hieraus keine Mehrkoſten er⸗ 
wachſen. 

Für die auf Anweiſung unter Benutzung des Dienſtpferdes oder Dienſt⸗ 
fahrrads auszuführenden Dienſtreiſen hat die die Anweiſung erteilende vorgeſetzte 
Behörde gleichzeitig zu beſtimmen, inwieweit Übernachtungen geſtattet und bei 
Dienſtreiſen zu Pferde Ruhetage innezuhalten ſind. 

Berittenen Mannſchaften wird für Ruhetage bei einer Dienſtreiſe zu Pferde 
und für den Tag des Aufenthalts mit dem Pferde am Kommandoorte zu den 
ſonſt nach § 1 zuſtändigen Tagegeldern eine Zulage von täglich 2 Mark für den 


| 
| 
| 
| 
| 
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Oberwachtmeiſter und 1 Mark für den Gendarmen gewährt. Dieſe Zulage wird 
nicht gezahlt, wenn zur Unterbringung der Pferde ein Stall unentgeltlich über⸗ 
wieſen wird. Die als Oberwachtmeiſter auf Probe herangezogenen Gendarmen 
erhalten dieſe Zulage in ihrem neuen Standorte nicht. 

Sind auf beſondere Anweiſung Dienſtpferde der eine Dienſtreiſe aus⸗ 
führenden Mitglieder der Landgendarmerie mittels Eiſenbahn oder Schiff befördert 
worden, ſo werden neben Gewährung der zuſtändigen perſönlichen Tagegelder und 
Fahrkoſten an die Offiziere und Mannſchaften die tatſächlich entſtandenen Pferde⸗ 
beförderungskoſten (für Offiziere einſchließlich Burſchen) erſtattet. 

Iſt die Mitnahme von Dienſtfahrrädern bei Dienſtreiſen auf Eiſenbahnen 
oder Schiffen dienſtlich notwendig, ſo werden ebenfalls die baren Auslagen erſtattet. 
Das Gleiche gilt bei der Mitführung von als Dienſthunde anerkannten Hunden, 
deren Führung im Dienſte den betreffenden Gendarmen erlaubt iſt. 


$ 13. 

Überſteigt die Dauer eines Kommandos mit Anweiſung eines anderen 
Wohnorts, ſei es innerhalb oder außerhalb des Geſchäftsbezirkes, die Zeit von 
14 Tagen, ſo werden die beſtimmungsmäßigen Tagegelder für die erſten 14 Tage 
bewilligt. Für die fernere Dauer des Aufenthalts an dem betreffenden Kom⸗ 
mandoorte tritt an die Stelle der Tagegelder eine nach Verhältnis der Zeit zu 
berechnende monatliche Kommandozulage, welche beträgt 


ZZ%%VCTCCCCCCCCCC een 300 Mark, 
Diſtutsoffizie nene arene 240 » 
2 Dheiinachtimeilter 160 » 


er Gendarne n 9 

Oberwachtmeiſter auf Probe erhalten Kommandozulagen nach dem Satze 
der Gendarmen. 

Liegt der Kommandoort außerhalb des Geſchäftsbezirkes und mindeſtens 
2 Kilometer von der Grenze desſelben entfernt, ſo werden für die Dauer der 
Hin⸗ und Rückreiſe die im § 1 Abſ. 1 feſtgeſetzten Tagegelder gezahlt; dieſe 
Reiſetage werden jedoch bei der Berechnung der Dauer eines Kommandos und 
des aus dieſer Berechnung ſich ergebenden Anſpruchs auf Tagegelder nicht mit⸗ 
gezählt. Liegt der Ort innerhalb des Geſchäftsbezirkes oder weniger als 2 Kilo- 
meter von der Grenze des letzteren entfernt, ſo ſind Tagegelder weder für die 
Hinreiſe noch für die Rückreiſe zuſtändig. 


$ 14, 

Werden Offiziere und Mannſchaften der Landgendarmerie, die nach § 10 
dieſer Verordnung die Koſten ihrer Dienſtreiſen innerhalb ihres Geſchäftsbezirkes 
aus ihrem Dienſteinkommen oder ihrer Dienſtaufwandsentſchädigung zu beſtreiten 
haben, wegen Urlaubs oder ſonſtiger Verhinderung vertreten, ſo haben ſie die 
Stellvertreter angemeſſen zu entſchädigen. Die Entſchädigung und die unter 
beſonderen Umſtänden zuläſſigen Ausnahmen beſtimmt die vorgeſetzte Behörde 
und zwar, ſofern nicht allgemeine Anordnungen beſtehen, nach Anhörung der 
Beteiligten. 


$ 15. 

Für die Anſprüche der Mitglieder der Landgendarmerie auf Grund dieſer 
Verordnung ſind die Ausführungsbeſtimmungen maßgebend, die vom Staats⸗ 
miniſterium oder, ſoweit die Zuſtändigkeit des Miniſters des Innern und des 
Finanzminiſters begründet iſt, von dieſen in Gemäßheit des Geſetzes vom 
26. Juli 1910 bereits getroffen ſind und noch getroffen werden. 

$ 16. 

Für die Zivilbeamten der Landgendarmerie gelten die Vorſchriften des 
Geſetzes, betreffend die Reiſekoſten der Staatsbeamten, vom 26. Juli 1910 und 
der dazu ergangenen Ausführungsbeſtimmungen. 

$ 17. 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 

Für Dienſtreiſen, die vor dieſem Tage begonnen und an ihm oder ſpäter 
beendet werden, ſind die Tagegelder und Fahrkoſten nach den bisherigen Be⸗ 
ſtimmungen zu gewähren. 9 18 5 


Alle dieſer Verordnung entgegenſtehenden Beſtimmungen, insbeſondere die 
Verordnungen vom 1. April 1874 (Gefegfamml. S. 131), 1. November 1876 
(Geſetzſamml. S. 459), 14. Oktober 1881 (Geſetzſamml. S. 339), 11. Mai 1898 
(Geſetzſamml. S. 103), 29. Februar 1904 (Geſetzſamml. S. 27) und 7. April 
1906 Geſetzſamml. S. 126), find aufgehoben. Wo in beſonderen Vorſchriften 
auf die hiernach aufgehobenen Beſtimmungen Bezug genommen wird, treten die 
entſprechenden Beſtimmungen dieſer Verordnung an deren Stelle. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Swinemünde, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 9. Auguſt 1913. 


(L. S.) Wilhelm. 


Zugleich für den Miniſter des Innern und den Finanzminiſter: 


v. Falkenhayn. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find 
bekannt gemacht: 

1. das am 15. April 1913 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Wieſen⸗ 
entwäſſerungsgenoſſenſchaft Wehr in Wehr im Kreiſe Mayen durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung in Coblenz Nr. 34 S. 212, ausgegeben 
am 2. Auguſt 1913; 

2. das am 9. Juni 1913 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Bomecketal⸗ 
Genoſſenſchaft in Wegerhof im Kreiſe Altena durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung in Arnsberg Nr. 28 S. 414, ausgegeben am 
12. Juli 1913. 


Nedigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt⸗Sachregiſter (1806 bis 1883 zu 6,25 Mb 
und 1884 bis 1903 zu 2,40 ) find an die Poſtauſtalten zu richten. 


